
 

 
 

  Der Bürgermeister 

 

 2. Februar 2024 

 
 

Bekanntmachung  

 
 

SATZUNG DER GEMEINDE SATERLAND ÜBER ERLAUBNISSE FÜR SONDER-
NUTZUNGEN IN GEMEINDESTRAßEN (SONDERNUTZUNGSSATZUNG) 

 
 
Aufgrund der §§ 6, 8, 40 Abs. 1 Nr. 4 Niedersächsische Gemeindeordnung (NGO) in 
der Fassung vom 22. August 1996 (Nds. GVBl. S. 382) in der zurzeit gültigen Fassung, 
in Verbindung mit § 18 Niedersächsisches Straßengesetz (NStrG), in der Fassung vom 
24. September 1980 (Nds. GVBl. S. 359), in der zurzeit gültigen Fassung, hat der Rat 
der Gemeinde Saterland in seiner Sitzung am 25. April 2005 folgende Satzung be-
schlossen. 
 
 

§ 1 
Sachlicher Geltungsbereich 

 
(1) Diese Satzung gilt für Gemeindestraßen einschließlich öffentlicher Wege und Plätze 

(§ 18 Abs. 1 Satz 4 NStrG, in Verbindung mit § 47 NStrG) 
 

(2) Zur öffentlichen Straße gehören der Straßenkörper, der Luftraum über dem Stra-
ßenkörper, das Zubehör und die Nebenanlagen (§ 2 Abs. 2 NStrG). 

 
 

§ 2 
Erlaubnispflicht für Sondernutzungen 

 
(1) Für den Gebrauch der in § 1 bezeichneten Straßen über den Gemeingebrauch hin-

aus (Sondernutzung) ist die Erlaubnis der Gemeinde erforderlich. Zur erlaubnis-
pflichtigen Sondernutzung zählt insbesondere das Befahren und Benutzen ge-
wichtsbegrenzter Straßen, Wege und Plätze mit Fahrzeugen und Gerätschaften, die 
das Gewicht der Beschränkung überschreiten. 
 

(2) Ist nach den Vorschriften des Straßenverkehrsrechts eine Erlaubnis für eine über-
mäßige Straßenbenutzung oder eine Ausnahmegenehmigung erforderlich, bedarf es 
keiner Erlaubnis nach Abs. 1 (§ 19 NStrG).  
 

(3) Sonstige nach öffentlichem Recht erforderliche Erlaubnisse, Genehmigungen oder 
Bewilligungen werden durch die Sondernutzungserlaubnis nicht ersetzt. 
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§ 3 
Erlaubnis 

 
(1) Öffentliche Straßen dürfen für Sondernutzungen erst aufgrund einer Erlaubnis in 

Anspruch genommen werden. Die Erlaubnis darf nur auf Zeit oder Widerruf erteilt 
werden. Sie kann unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen versehen werden  
(§ 18 Abs. 2 NStrG). 
 

(2) Die Erlaubnis kann insbesondere aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs, des Straßenbaus oder aus städtebaulichen Gründen versagt oder widerru-
fen werden. §§ 48, 49 Verwaltungsverfahrensgesetz bleiben unberührt.  
 

(3) Die Erlaubnis erlischt durch Zeitablauf, Widerruf, Einziehung der Straße oder Ver-
zicht. 
 

(4) Die/Der Sondernutzungsberechtigte hat gegen die Gemeinde keinen Ersatzan-
spruch, wenn die Straße gesperrt, geändert oder eingezogen oder die Erlaubnis wi-
derrufen wird. 

 
 

§ 4 
Pflichten der Sondernutzungsberechtigten 

 
(1) Die Sondernutzungsberechtigten haben Anlagen so zu errichten und zu unterhalten, 

dass sie den Anforderungen der Sicherheit und Ordnung sowie den anerkannten 
Regeln der Technik genügen. Arbeiten an der Straße bedürfen der Zustimmung des 
Trägers der Straßenbaulast (§ 18 Abs. 4 Sätze 1 und 2 NStrG). Die Sondernut-
zungsberechtigten haben ihr Verhalten und den Zustand ihrer Sachen so einzurich-
ten, dass niemand gefährdet, geschädigt oder mehr als nach den Umständen un-
vermeidbar behindert oder belästigt wird. Sie haben insbesondere die von ihnen er-
stellten Einrichtungen sowie die ihnen zugewiesenen Flächen in ordnungsgemäßem 
und sauberen Zustand zu erhalten. 
 

(2) Die Sondernutzungsberechtigten haben auf Verlangen der Gemeinde die Anlagen 
auf ihre Kosten zu ändern und alle Kosten zu ersetzen, die dem Träger der Straßen-
baulast durch die Sondernutzung entstehen. Hierfür kann der Träger der Straßen-
baulast angemessene Vorschüsse und Sicherheiten verlangen (§ 18 Abs. 4 Sätze 2 
und 3 NStrG). 
 

(3) Die Sondernutzungsberechtigten haben für einen ungehinderten Zugang zu allen in 
die Straßendecke eingebauten Einrichtungen zu sorgen. Wasserablaufrinnen, Ka-
nalschächte, Hydranten, Kabel-, Heizungs- und sonstige Revisionsschächte sind 
freizuhalten. Soweit beim Aufstellen, Anbringen oder Entfernen von Gegenständen 
der Straßenkörper aufgegraben werden muss, ist die Arbeit so vorzunehmen, dass 
nachhaltige Schäden am Straßenkörper und an den Anlagen, insbesondere den 
Wasserablaufrinnen und den Versorgungs- und Kanalleitungen vermieden werden 
sowie eine Änderung ihrer Lage unterbleibt. Die Gemeinde ist spätestens eine Wo-
che vor Beginn der Arbeiten schriftlich zu benachrichtigen. Die Verpflichtung, andere 
beteiligte Behörden oder Stellen zu benachrichtigen oder deren Genehmigung ein-
zuholen, bleibt unberührt. 
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(4) Erlischt die Erlaubnis, haben die bisher Sondernutzungsberechtigten die Sondernut-
zung einzustellen, alle von ihnen erstellten Einrichtungen und die zur Sondernutzung 
verwendeten Gegenstände unverzüglich zu entfernen und den früheren Zustand 
ordnungsgemäß wiederherzustellen. 
 

(5) Wird eine Straße ohne die erforderliche Erlaubnis benutzt oder kommt die /der Son-
dernutzungsberechtigte ihren/seinen Verpflichtungen nicht nach, so kann die Ge-
meinde die erforderlichen Maßnahmen zur Beendigung der Benutzung oder zur Er-
füllung der Auflagen anordnen (§ 22 NStrG). Sind solche Anordnungen nicht oder 
nur unter unverhältnismäßigem Auswand möglich oder nicht erfolgversprechend, 
kann sie den rechtswidrigen Zustand auf Kosten der/des Sondernutzungsberechtig-
ten sofort beseitigen oder beseitigen lassen (§ 22 Satz 2 NStrG). 
 
Die Anwendung von Zwangsmitteln richtet sich nach § 70 Niedersächsisches Ver-
waltungsvollstreckungsgesetz (NVwVG) in Verbindung mit §§ 43 ff. Niedersächsi-
sches Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (Nds. SOG). 
 

 

§ 5 
Haftung 

 
(1) Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die sich aus dem Zustand der Straßen und 

der darin eingebauten Leitungen und Einrichtungen für die Sondernutzungsberech-
tigten und die von ihnen erstellten Anlagen ergeben. Mit der Vergabe der Fläche 
übernimmt die Gemeinde keinerlei Haftung, insbesondere nicht für die Sicherheit der 
von den Benutzern eingebrachten Sachen. 
 

(2) Die/der Sondernutzungsberechtigte haftet der Gemeinde für alle Schäden durch un-
befugte, ordnungswidrige oder nicht rechtzeitig gemeldete Arbeiten. Sie/er haftet der 
Gemeinde dafür, dass die Sondernutzung die Verkehrssicherheit nicht beeinträch-
tigt. Sie/er hat die Gemeinde von allen Ansprüchen freizustellen, die von dritter Seite 
gegen die Gemeinde aus der Art der Benutzung erhoben werden können. Sie/er haf-
tet ferner für sämtliche Schäden, die sich aus der Vernachlässigung ihrer/seiner 
Pflichten zur Beaufsichtigung ihres/seines Personals und der von diesem verursach-
ten Verstöße gegen diese Satzung ergeben. 
 

(3) Die Gemeinde kann verlangen, dass die/der Sondernutzungsberechtigte zur De-
ckung des Haftpflichtrisikos vor der Inanspruchnahme der Erlaubnis den Abschluss 
einer ausreichenden Haftpflichtversicherung nachweist und diese Versicherung für 
die Dauer der Sondernutzung aufrecht erhält. Auf Verlangen der Gemeinde sind ihr 
der Versicherungsschein und die Prämienquittungen vorzulegen. 

 
 

§ 6 
Erlaubnisantrag 

 
(1) Erlaubnisanträge sind bei der Gemeinde mindestens eine Woche vor Inanspruch-

nahme der Sondernutzung schriftlich zu stellen. Im Ausnahmefall kann die Gemein-
de eine Abweichung zulassen. 
 

(2) Die Gemeinde kann Erläuterungen durch Zeichnung, textliche Beschreibung oder in 
sonst geeigneter Weise verlangen. 
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(3) Wird durch die Sondernutzung ein im Eigentum eines Dritten stehendes Grundstück 
in Anspruch genommen oder in seiner Nutzung beeinträchtigt, kann die Erteilung der 
Sondernutzungserlaubnis von der schriftlichen Zustimmung des Berechtigten ab-
hängig gemacht werden. Entsprechend kann verfahren werden, wenn durch die 
Sondernutzung Rechte Dritter auf Benutzung der Straße über den Gemeingebrauch 
hinaus beeinträchtigt werden können. 

 
 

§ 7 
Sondernutzungsgebühren 

 
Die Gebühren für Sondernutzungen, die der Gemeinde als Träger der Straßenbaulast 
zustehen (§ 21 NStrG), richten sich nach der Sondernutzungsgebührensatzung der 
Gemeinde. 
 
 

§ 8 
Ordnungswidrigkeiten und Zwangsmittel 

 
(1) Für die Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gilt § 61 NStrG. Ordnungswidrig handelt, 

wer entgegen § 2 dieser Satzung eine Straße über den Gemeingebrauch hinaus oh-
ne Erlaubnis benutzt. 
 
In diesen Fällen kann jede Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zu 500,00 € 
geahndet werden. 
 

(2) Die Anwendung von Zwangsmitteln im Rahmen des § 70 NVwVG in Verbindung mit 
§§ 43 ff. Nds. SOG durch die Gemeinde bleibt unberührt.  

 
 

§ 9 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
Saterland,  25.04.2005 
 
Gemeinde Saterland 
Der Bürgermeister 
 
 
Frye 
 
 
 
Vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 
Frye 
Bürgermeister 


